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Vorblatt 


Doppelbesteuerungsabkommen mit Großbritannien 

und Nordirland 

(Sdiriftlidier Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Die Fortentwicklung des Steuerrechts in den beteiligten Län- 
dern macht eine Novellierung des deutsch-britischen Doppel- 
besteuerungsabkommens von 1964, erforderlich. Nach Einfüh- 
rung einer Abzugsteuer auf Dividenden durch Großbritannien 
war eine Beschränkung auf den üblichen Satz von 15 v. H. bei 
Ausschüttungen nach der Bundesrepublik Deutschland vertrag- 
lich zu sichern. 


B. Lösung 

Das neue Abkommen vollzieht die Anpassung an die Ände- 
rungen nationalen Rechts. Die Besteuerung der Divideiiden 
wird im international üblichen Rahmen vertraglich geregelt. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebraditen Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Revisionsprotokoll vom 23. März 1970 zu dem 
am 26. November 1964 in Bonn Unterzeichneten Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Vereinigten 
Königreich Großbritannien und Nordirland zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung 

— Drucksache VI/ 1239 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kreile 


Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuß in der 
72. Sitzung des' Deutschen Bundestages am 14. Okto- 
ber 1970 zur Beratung überwiesen. Der Ausschuß 
hat die Vorlage in seiner Sitzung am 5. November 
1970 behandelt. 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Vereinigten Königreich Großbritannien und 
Nordirland besteht ein Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der 
Steuerverkürzung vom 26. November 1964. Seit dem 
Abschluß dieses Abkommens hat sich das britische 
Steüerrecht — vor allem durch eine umfassende 
Reform der Besteuerung der Körperschaften und 
ihrer Ausschüttungen im Jahre 1965 — stark ge- 
wandelt. Da der bisherige Vertrag den an ihn zu 
stellenden Anforderungen nicht mehr genügt, paßt 
das vorliegende Revisionsprotokoll ihn an die neue 
Rechtsentwicklung an. 


Der Schwerpunkt der Revision liegt bei den 
Regelungen über die Besteuerung der Dividenden. 
Großbritannien hat bei der Steuerreform von 1965 
erstmals eine Abzugsteuer von Dividenden einge- 
führt. Da das geltende Abkommen die Erhebung 
einer solchen Quellensteuer nicht einschränkt, hät- 
ten deutschen Aktionäre britischer Gesellschaften 
diese Steuer zum vollen Satz von 41,25 v. H. tragen 
müssen. Das Revisionsprotokoll senkt diese Steuer 
für die deutschen Aktionäre auf den international 
üblichen Satz von 15 v. H. Großbritannien hat, aller- 
dings nur auf Grund einer einseitigen Regelung, 
diesen Satz den deutschen Aktionären bereits seit 
Einführung der Abzugsteuer gewährt. Das Revi- 
sionsprotokoll gibt den deutschen Aktionären nun- 
mehr aber den vertraglich gesicherten Anspruch auf 
den reduzierten Steuersatz. 

Der Finanzausschuß billigt einmütig das vor- 
liegende Abkommen. 


Bonn, den 9. November 1970 


Dr. Kreile 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W1239 — 
verändert anzunehmen. 

Bonn, den 9, November 1970 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Kreile 

Vorsitzender Berichterstatter 
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